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Wie notwendig eine solche Orientierung ist, bewies das Ergebnis unserer Aussprache 
mit den Bürgern. Die Mehrzahl von ihnen war zwar über den Gesetzentwurf orien­
tiert, hat aber noch nichts davon bemerkt, daß sich in der Gemeinde etwas verändert 
hätte. Daran ist nicht die Bevölkerung schuld, und keineswegs kann man mit der Mei­
nung einiger verantwortlicher Genossen einverstanden sein, unsere Werktätigen 
hätten kein Interesse an diesen Fragen. Das Gegenteil ist der Fall. In den Gemeinden, 
wo es die Volksvertretungen verstehen, mit der Nationalen Front die vorhandene Be­
reitschaft unserer Werktätigen zu nutzen, sieht es anders aus. In der Gemeinde Pol­
leben arbeiten z. B. die Kommissionen und auch einige Aktivs, in denen zahlreiche 
Einwohner vertreten sind, bereits gut. Die Sitzungen der Gemeindevertretung werden 
interessant gestaltet. Das hat dazu geführt, daß immer mehr Werktätige an diesen 
Tagungen teilnehmen und die Diskussionen der Abgeordneten sich durch ein hohes 
Niveau auszeichnen.

Was muß man tun, um weiter voranzukommen? Die Bereitwilligkeit der Werk­
tätigen zur Mitarbeit ist unzweifelhaft vorhanden. Im Rahmen unserer Gesetze und 
Verordnungen ist der Initiative der Volksvertretungen in den Gemeinden und Kreisen 
ein großer Spielraum gegeben. Die an die einzelnen Bürger gerichteten Aufforderungen 
zur Mitarbeit sind jedoch oftmals zu formal. Jeder Bürger hat unterschiedliche Inter­
essen. Das muß man sich vorher überlegen, ehe man einen Werktätigen für die Mit­
arbeit zu gewinnen versucht. Es ist erforderlich, jedem einzelnen darzulegen, für 
welche bestimmte Frage seine Mitarbeit gewünscht wird.

In den Gemeinden gibt es z. B. Vereinigungen der Kleingärtner, der Kleintier­
züchter, Volkschöre usw. Auch das sollten die Arbeitspläne der Kommissionen berück­
sichtigen; bei der Beratung entsprechender Probleme mit den Werktätigen ist die Viel­
zahl der Interessen der Menschen besser zu beachten. In jeder Gemeinde gibt es Woh­
nungsuchende. Warum sollte man diese nicht für die Mitarbeit im Aktiv der Kom­
mission für das Bauwesen interessieren? Sie werden sicher gute Ergebnisse erreichen, 
wenn es z. B. darum geht, den in der Gemeinde vorhandenen staatlichen Grundbesitz 
zu überprüfen, um festzustellen, ob durch den Ausbau von Bodenräumen usw. neuer 
Wohnraum gewonnen werden kann. Denken wir doch einmal daran, mit welcher Be­
geisterung alle Teile der Bevölkerung mitwirken, wenn es z. B. um die Ausgestaltung 
von Heimatfesten geht. Dabei kann man studieren, welcher Ideenreichtum zutage 
tritt, wenn sich größere oder kleinere Gruppen von Menschen für eine bestimmte 
Sache wirklich interessieren.

Ein großer Mangel ist noch immer die ungenügende politische Massenarbeit der 
Volksvertreter. In den Haus- und Hofgemeinschaften berichten sie noch zuwenig vor 
und nach den Tagungen über die Ziele und die Beschlüsse der Volksvertretungen. Im 
Kreis Eisleben ist es so, daß im Jahre 1956 selbst vom Kreistag noch keine Rechen­
schaftslegung in den Gemeinden erfolgte. Auch die Berichterstattung in der Presse ist 
noch sehr mangelhaft. Zuwenig ergreifen die Abgeordneten selbst das Wort in der 
Öffentlichkeit. Sie überlassen es fast ausschließlich den Mitarbeitern des Verwaltungs­
apparates oder den Kreisräten, über den Stand der Arbeit der Volksvertreter zu be­
richten, Das muß durch die Arbeit der Parteigruppen in den Volksvertretungen ge­
ändert werden. Auch das Verhältnis zwischen den Genossen Abgeordneten und der 
Kreisredaktion unserer Bezirkszeitung muß sich ändern. Die Kommissionen und auch 
die Mitglieder der Aktivs müssen ihre Meinung zu den sie beschäftigenden Problemen 
auch in der Presse äußern. Eine Reihe von Volksvertretern in den Gemeinden und im 
Kreis treten zwar des öfteren in Versammlungen auf, werden aber hier als Refe­
renten fast ausschließlich mit ihrer beruflichen Funktion angekündigt, während die 
Tatsache, daß sie Abgeordnete sind, verschwiegen wird. Das ist nicht in Ordnung und 
trägt nicht dazu bei, die Autorität unserer Volksvertretungen zu heben.


